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Rechtsakts vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu einem Entwurf eines 
Gesetzgebungsakts

In den Änderungsanträgen des Parlaments werden die Änderungen am 
Entwurf eines Gesetzgebungsakts durch Fett- und Kursivdruck
gekennzeichnet. Wenn Textteile mager und kursiv gesetzt werden, dient das 
als Hinweis an die zuständigen technischen Dienststellen, dass für diese Teile 
des Entwurfs eines Gesetzgebungsakts im Hinblick auf die Erstellung des 
endgültigen Textes eine Korrektur empfohlen wird (beispielsweise wenn 
Textteile in einer Sprachfassung offenkundig fehlerhaft sind oder ganz 
fehlen). Diese Korrekturempfehlungen bedürfen der Zustimmung der 
betreffenden technischen Dienststellen.

Der Kopftext zu dem gesamten Änderungsantrag zu einem bestehenden 
Rechtsakt, der durch den Entwurf eines Gesetzgebungsakts geändert werden 
soll, umfasst auch eine dritte und eine vierte Zeile, in der der bestehende 
Rechtsakt bzw. die von der Änderung betroffene Bestimmung des 
bestehenden Rechtsakts angegeben werden. Textteile, die aus einer 
Bestimmung eines bestehenden Rechtsakts übernommen sind, die das 
Parlament ändern will, obwohl sie im Entwurf eines Gesetzgebungsakts nicht 
geändert ist, werden durch Fettdruck gekennzeichnet. Streichungen in 
solchen Textteilen werden wie folgt gekennzeichnet: [...].
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates über die Beziehungen zwischen der 
Europäischen Union einerseits und Grönland und dem Königreich Dänemark 
andererseits
(COM(2011)0846 – C7-0016/2012 – 2011/0410(CNS))

(Besonderes Gesetzgebungsverfahren – Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat (COM(2011)0846),

– gestützt auf Artikel 203 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 
gemäß dem es vom Rat konsultiert wurde (C7-0016/2012),

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Entwicklungsausschusses (A7-0000/2013),

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 293 Absatz 2 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union entsprechend zu ändern;

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 
gebilligten Text abzuweichen;

4. fordert den Rat auf, es erneut zu konsultieren, falls er beabsichtigt, den Vorschlag der 
Kommission entscheidend zu ändern;

5. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

Änderungsantrag 1

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Eine Partnerschaft EU-Grönland sollte 
es ermöglichen, die engen Beziehungen 
zwischen den Partnern fortzuführen und 
auf globale Herausforderungen zu 
reagieren, wobei eine proaktive Agenda 
entwickelt und die beiderseitigen 
Interessen in Einklang mit den Zielen der 
Strategie „Europa 2020“ und der Arktis-

(9) Eine Partnerschaft EU-Grönland sollte 
es ermöglichen, die engen Beziehungen 
zwischen den Partnern fortzuführen und 
auf globale Herausforderungen zu 
reagieren, wobei eine proaktive Agenda 
entwickelt und die beiderseitigen 
Interessen in Einklang mit den Zielen der 
Strategie „Europa 2020“ und der Arktis-
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Politik der Europäischen Union verfolgt 
werden können, um so durch die 
Verknüpfung der internen EU-Politik, 
beispielsweise der Mitteilung zu 
Rohstoffen, mit den Maßnahmen im 
Rahmen der Zusammenarbeit mit Grönland 
die Glaubwürdigkeit und Kohärenz mit der 
Strategie „Europa 2020“ zu steigern.

Politik der Europäischen Union verfolgt 
werden können, um so durch die 
Verknüpfung der internen EU-Politik mit 
den Maßnahmen im Rahmen der 
Zusammenarbeit mit Grönland die 
Glaubwürdigkeit und Kohärenz mit der 
Strategie „Europa 2020“ zu steigern.

Or. en

Änderungsantrag 2

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11a) Die Regierung Grönlands sollte ein 
Programmierungsdokument für die 
nachhaltige Entwicklung Grönlands 
ausarbeiten und vorlegen. Dieses 
Dokument sollte auf der Grundlage eines 
transparenten und Mitwirkung 
ermöglichenden Ansatzes erstellt, 
umgesetzt und bewertet werden.

Or. en

Änderungsantrag 3

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Die finanzielle Unterstützung der 
Union für den Zeitraum 2014-2020 sollte 
sich auf einen oder höchstens zwei
Kooperationsbereiche konzentrieren, so 
dass die Partnerschaft die Auswirkungen 
der Unionsmaßnahme maximiert und 
darüber hinaus Größenvorteile, 
Synergieeffekte und größere Effizienz 

(13) Die finanzielle Unterstützung der 
Union für den Zeitraum 2014-2020 sollte 
sich auf eine geringe Anzahl
Kooperationsbereiche konzentrieren, so 
dass die Partnerschaft die Auswirkungen 
der Unionsmaßnahme maximiert und 
darüber hinaus Größenvorteile, 
Synergieeffekte und größere Effizienz 
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ermöglicht und das Handeln der EU 
deutlicher in den Blick rückt.

ermöglicht und das Handeln der EU 
deutlicher in den Blick rückt.

Or. en

Änderungsantrag 4

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Jegliche Zusammenarbeit im 
Bereich der Exploration, des Abbaus und 
der Nutzung der natürlichen Ressourcen 
Grönlands (insbesondere von Mineralien, 
Öl und Gas) sollte unter Anwendung der 
höchsten Sicherheits-, Sozial- und 
Umweltstandards sowie strikter Kriterien 
des Umweltmanagements erfolgen, damit 
eine nachhaltige Nutzung der Ressourcen 
sichergestellt ist und das wertvolle und 
gleichzeitig gefährdete Ökosystem der 
Arktis erhalten wird.

Or. en

Änderungsantrag 5

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Die zur Durchführung dieses 
Beschlusses erforderlichen 
Programmierungsdokumente und 
Finanzierungsmaßnahmen sollten im 
Einklang mit der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 2011 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln und Grundsätze, 
nach denen die Mitgliedstaaten die 

entfällt
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Wahrnehmung der 
Durchführungsbefugnisse durch die 
Kommission kontrollieren, angenommen 
werden. Da diese 
Durchführungsrechtsakte der politischen 
Ausrichtung dienen oder finanzielle 
Auswirkungen auf den Haushalt haben, 
sollten sie im Allgemeinen nach dem 
Prüfverfahren angenommen werden, es 
sei denn, es handelt sich um technische 
Durchführungsmaßnahmen von 
geringem finanziellem Umfang.

Or. en

Änderungsantrag 6

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Die Befugnis, Rechtsakte nach 
Artikel 290 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union zu 
erlassen, sollte der Kommission zur 
Annahme besonderer Regelungen zur 
Ergänzung dieses Beschlusses übertragen 
werden. Besonders wichtig ist dabei, dass 
die Kommission im Rahmen der 
Vorbereitung angemessene Konsultationen, 
auch auf Experten-Ebene, durchführen 
sollte. Wenn die Kommission delegierte 
Rechtsakte vorbereitet und entwirft, sollte 
zudem dafür gesorgt sein, dass die 
einschlägigen Dokumente gleichzeitig, 
pünktlich und ordnungsgemäß an das 
Europäische Parlament und den Rat 
übermittelt werden –

(18) Die Befugnis, Rechtsakte nach 
Artikel 290 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union zu 
erlassen, sollte der Kommission zur 
Annahme von 
Programmierungsdokumenten und den 
für die Umsetzung dieses Beschlusses
benötigten Finanzierungsmaßnahmen
übertragen werden. Besonders wichtig ist 
dabei, dass die Kommission im Rahmen 
der Vorbereitung angemessene 
Konsultationen, auch auf Experten-Ebene, 
durchführen sollte. Wenn die Kommission 
delegierte Rechtsakte vorbereitet und 
entwirft, sollte zudem dafür gesorgt sein, 
dass die einschlägigen Dokumente 
gleichzeitig, pünktlich und ordnungsgemäß 
an das Europäische Parlament und den Rat 
übermittelt werden –

Or. en
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Änderungsantrag 7

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 1 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Sie trägt der geostrategischen Lage 
Grönlands in der Arktis, der Exploration 
und Nutzung der natürlichen Ressourcen, 
einschließlich Rohstoffen, Rechnung und 
gewährleistet verstärkte Kooperation und 
einen intensiven Politikdialog zu diesen
Themen.

2. Sie trägt der geostrategischen Lage 
Grönlands in der Arktis Rechnung und 
gewährleistet verstärkte Kooperation und 
einen intensiven Politikdialog zu Themen
von beiderseitigem Interesse.

Or. en

Änderungsantrag 8

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 2 – Absatz 2 – Spiegelstrich 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– globale Fragen wie Energie, 
Klimawandel und Umwelt, natürliche 
Ressourcen einschließlich Rohstoffen, 
Seeverkehr, Forschung und Innovation,

– globale Fragen wie Energie, 
Klimawandel und Umwelt, biologische 
Vielfalt, natürliche Ressourcen 
einschließlich Rohstoffen, Seeverkehr, 
Forschung und Innovation,

Or. en

Änderungsantrag 9

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 2 – Absatz 2 – Spiegelstrich 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– die Arktis betreffende Fragen in 
Bereichen, die für die Europäische Union 
von Interesse sind.

– die Arktis betreffende Fragen
einschließlich der Beteiligung der EU am 
Arktischen Rat.

Or. en
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Änderungsantrag 10

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) Unterstützung Grönlands bei der 
Bewältigung seiner wichtigsten 
Herausforderungen, vor allem der 
nachhaltigen Diversifizierung der 
Wirtschaft, der Verbesserung der 
Qualifikationen der Arbeitskräfte, 
einschließlich Wissenschaftlern, und der 
Notwendigkeit, die grönländischen 
Informationssysteme im Bereich der 
Informations- und 
Kommunikationstechnologien zu 
verbessern. Das Erreichen dieser Ziele 
wird anhand des prozentualen Anteils der 
Handelsbilanz am BIP, des prozentualen 
Anteils der Fischerei an den 
Gesamtausfuhren und der Ergebnisse der 
statistischen Indikatoren zur Bildung 
gemessen.

(a) Unterstützung Grönlands bei der 
Bewältigung seiner wichtigsten 
Herausforderungen, vor allem der 
nachhaltigen Entwicklung und
Diversifizierung der Wirtschaft, der
Verbesserung der Qualifikationen der 
Arbeitskräfte, einschließlich 
Wissenschaftlern, und der Notwendigkeit, 
die grönländischen Informationssysteme 
im Bereich der Informations- und 
Kommunikationstechnologien zu 
verbessern. Das Erreichen dieser Ziele 
wird anhand des prozentualen Anteils der 
Handelsbilanz am BIP, des prozentualen 
Anteils der Fischerei an den 
Gesamtausfuhren und der Ergebnisse der 
statistischen Indikatoren zur Bildung 
gemessen.

Or. en

Änderungsantrag 11

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) Energie, Klima, Umwelt und 
biologische Vielfalt,

(c) Energie, Klimawandel, Umwelt und
biologische Vielfalt,

Or. en
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Änderungsantrag 12

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 4 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Bei der Ausarbeitung und der 
Umsetzung des PDSD gelten folgende 
Grundsätze der Wirksamkeit der Hilfe: 
nationale Eigenverantwortlichkeit, 
Partnerschaftlichkeit, Koordinierung, 
Harmonisierung, Anpassung an die 
nationalen Systeme, gegenseitige 
Rechenschaftspflicht und 
Ergebnisorientiertheit.

3. Bei der Ausarbeitung und der 
Umsetzung des PDSD gelten folgende 
Grundsätze der Wirksamkeit der Hilfe: 
nationale Eigenverantwortlichkeit, 
Partnerschaftlichkeit, Koordinierung, 
Harmonisierung, Anpassung an die 
nationalen Systeme, gegenseitige 
Rechenschaftspflicht und 
Ergebnisorientiertheit.

Die Regierung Grönlands bindet 
insbesondere die grönländische 
Zivilgesellschaft, die Sozialpartner, das 
Parlament und die lokalen Behörden in 
die Vorbereitung, Umsetzung und 
Bewertung des PDSD ein.

Or. en

Änderungsantrag 13

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 4 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Das PDSD wird im Einklang mit dem
Prüfverfahren nach Artikel 11 Absatz 2
angenommen. Dieses Verfahren wird auch 
bei grundlegenden Überarbeitungen 
angewandt, die zu einer erheblichen 
Änderung der Strategie oder der 
zugehörigen Programmierung führen. Es 
gilt nicht für nichtwesentliche Änderungen 
des PDSD wie technische Anpassungen, 
Mittelumschichtungen innerhalb der 
Richtbeträge für die vorrangigen Bereiche 
oder für die Aufstockung oder Kürzung der 
Richtbeträge um weniger als 20 %, sofern 
diese Änderungen die in dem Dokument 

4. Das PDSD wird im Einklang mit der 
Befugnisübertragung und dem jeweiligen 
Verfahren nach den Artikeln 9 und 10
angenommen. Dieses Verfahren wird auch 
bei grundlegenden Überarbeitungen 
angewandt, die zu einer erheblichen 
Änderung der Strategie oder der 
zugehörigen Programmierung führen. Es 
gilt nicht für nichtwesentliche Änderungen 
des PDSD wie technische Anpassungen, 
Mittelumschichtungen innerhalb der 
Richtbeträge für die vorrangigen Bereiche 
oder für die Aufstockung oder Kürzung der 
Richtbeträge um weniger als 20 %, sofern 
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festgelegten vorrangigen Bereiche und 
Ziele nicht berühren. In diesem Fall 
werden das Europäische Parlament und der 
Rat binnen eines Monats von den 
Anpassungen in Kenntnis gesetzt.

diese Änderungen die in dem Dokument 
festgelegten vorrangigen Bereiche und 
Ziele nicht berühren. In diesem Fall 
werden das Europäische Parlament und der 
Rat binnen eines Monats von den 
Anpassungen in Kenntnis gesetzt.

Or. en

Änderungsantrag 14

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 6 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Beschließt die Regierung Grönlands, im 
Rahmen des PDSD finanzielle 
Unterstützung der Union für den Bereich 
der allgemeinen und beruflichen Bildung 
zu beantragen, ist bei der Gewährung 
dieser Unterstützung angemessen zu 
berücksichtigen, dass ein Beitrag zu den 
Bemühungen Grönlands um die Stärkung 
des Aufbaus von Kapazitäten in diesem 
Bereich zu leisten und technische 
Unterstützung bereitzustellen ist.

Or. en

Änderungsantrag 15

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Europäische Kommission wird 
ermächtigt, einen delegierten Rechtsakt 
nach Artikel 10 zur Festlegung der 
Durchführungsvorschriften für diesen 
Beschluss anzunehmen.

Die Europäische Kommission wird 
ermächtigt, einen delegierten Rechtsakt 
nach Artikel 10 zur Verabschiedung des 
PDSD anzunehmen.

Or. en
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Änderungsantrag 16

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 10 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Befugnisübertragung kann vom Rat 
jederzeit widerrufen werden. Der 
Beschluss über den Widerruf beendet die 
Übertragung der in diesem Beschluss 
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 
nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union oder zu einem 
darin angegebenen späteren Zeitpunkt 
wirksam. Die Gültigkeit delegierter 
Rechtsakte, die bereits in Kraft sind, wird 
von dem Beschluss über den Widerruf 
nicht berührt.

2. Die Befugnisübertragung kann vom Rat 
jederzeit widerrufen werden. Hat der Rat 
ein internes Verfahren zur 
Beschlussfassung über die Frage 
eingeleitet, ob die Befugnisübertragung 
widerrufen werden soll, bemüht er sich, 
das Europäische Parlament und die 
Kommission innerhalb einer 
angemessenen Frist vor der endgültigen 
Beschlussfassung zu unterrichten, und 
nennt dabei die übertragenen Befugnisse, 
die widerrufen werden könnten, sowie die 
etwaigen Gründe für einen Widerruf. Der 
Beschluss über den Widerruf beendet die 
Übertragung der in diesem Beschluss 
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 
nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union oder zu einem 
darin angegebenen späteren Zeitpunkt 
wirksam. Die Gültigkeit delegierter 
Rechtsakte, die bereits in Kraft sind, wird 
von dem Beschluss über den Widerruf 
nicht berührt.

Or. en

Änderungsantrag 17

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 10 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Sobald die Kommission einen 
delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt 
sie ihn dem Rat.

3. Sobald die Kommission einen 
delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt 
sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 
Parlament und dem Rat.
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Or. en

Änderungsantrag 18

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 10 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Ein delegierter Rechtsakt tritt nur in 
Kraft, wenn der Rat binnen zwei Monaten 
ab dem Tag der Mitteilung keine Einwände 
gegen ihn erhebt oder wenn der Rat der 
Kommission vor Ablauf dieser Frist 
mitgeteilt hat, dass er nicht die Absicht hat, 
Einwände zu erheben. Auf Initiative des 
Rates wird diese Frist um zwei Monate 
verlängert.

4. Ein delegierter Rechtsakt tritt nur in 
Kraft, wenn der Rat binnen zwei Monaten 
ab dem Tag der Mitteilung keine Einwände 
gegen ihn erhebt oder wenn der Rat der 
Kommission vor Ablauf dieser Frist 
mitgeteilt hat, dass er nicht die Absicht hat, 
Einwände zu erheben. Auf Initiative des 
Rates wird diese Frist um zwei Monate 
verlängert.

Beabsichtigt der Rat, Einwände zu 
erheben, bemüht er sich, das Europäische 
Parlament innerhalb einer angemessenen 
Frist vor seiner endgültigen 
Beschlussfassung zu unterrichten, und 
nennt dabei den delegierten Rechtsakt, 
gegen den er Einwände zu erheben 
beabsichtigt, sowie die etwaigen Gründe 
für die Einwände.

Or. en

Änderungsantrag 19

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 11 entfällt
Ausschussverfahren

1. Die Kommission wird vom Grönland-
Ausschuss, nachstehend als „Ausschuss“ 
bezeichnet, unterstützt. Dabei handelt es 
sich um einen Ausschuss im Sinne der 
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Verordnung (EU) Nr. 182/2011.
2. Wird auf diesen Absatz Bezug 
genommen, so gilt Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011.
3. Wird die Stellungnahme des 
Ausschusses im schriftlichen Verfahren 
eingeholt, so wird das Verfahren ohne 
Ergebnis beendet, wenn der 
Ausschussvorsitz dies innerhalb der Frist 
für die Abgabe der Stellungnahme 
beschließt oder die einfache Mehrheit der 
Ausschussmitglieder dies verlangt.
4. Wird auf diesen Absatz Bezug 
genommen, so gilt Artikel 8 in 
Verbindung mit Artikel 5 der Verordnung 
(EU) Nr. 182/2011. 
Der angenommene Beschluss bleibt 
während der Laufzeit der angenommenen 
oder geänderten Dokumente, 
Aktionsprogramme und Maßnahmen in 
Kraft.

Or. en
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BEGRÜNDUNG

Grönland ist eines der 26 außereuropäischen Länder und Hoheitsgebiete, die durch den 
vierten Teil des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union reguliert werden 
und in Anhang II zu diesem Vertrag genannt sind.

Grönland ist die größte Insel weltweit, wobei jedoch 81 % seiner Oberfläche unter dem Eis 
liegen. Seine Bevölkerung beläuft sich auf circa 57 500 Einwohner, das BIP pro Kopf beträgt 
annähernd 36 000 US-Dollar. Die Wirtschaft dieses Hoheitsgebiets ist stark durch den 
öffentlichen Sektor geprägt und hängt in hohem Maße von der Fischerei ab, die 80 % der 
Ausfuhren ausmacht. Der Stand der menschlichen Entwicklung ist relativ hoch, was jedoch 
zum großen Teil auf die finanzielle Unterstützung durch Dänemark zurückzuführen ist. 
Außerdem ist das Bildungs- und Ausbildungsniveau der Bevölkerung im Allgemeinen nicht 
ausreichend, die Jugend erhält keine angemessene Orientierung zu Aus- und Berufsbildung, 
und der Prozentsatz der Schulabbrecher ist hoch.

Jahrhundertelang hat Grönland aufgrund seiner Lage in der Arktis und seines extremen 
Klimas nur eine untergeordnete geostrategische Rolle gespielt. Die Bedeutung der 
Arktisregion hat jedoch in den letzten Jahren stark zugenommen, was hauptsächlich auf den 
Klimawandel zurückzuführen ist, dessen Auswirkungen nach und nach in der Region zum 
Tragen kommen. Das fortschreitende Abschmelzen des Eises erleichtert die Nutzung ihrer 
natürlichen Ressourcen (u. a. Mineralien, Gas und Erdöl) und verlängert die Zeitspanne, 
während der ihre Gewässer in jedem Jahr schiffbar sind, womit ein Seeweg zwischen Europa, 
Asien und Amerika in greifbare Nähe rückt. Auch andere Wirtschaftszweige wie der 
Tourismus können leichter ausgebaut werden. Der Klimawandel wird jedoch zweifellos der 
lokalen Tier- und Pflanzenwelt schaden sowie die Gebräuche und die Lebensart der 
Einwohner negativ beeinflussen. Die wirtschaftliche Entwicklung und insbesondere der 
Bergbau sowie die Förderung von Gas und Öl können das bedrohte Ökosystem 
schwerwiegenden und offensichtlichen Gefahren aussetzen.

Durch den diesem Bericht zugrundeliegenden Vorschlag für einen Beschluss des Rates über 
die Beziehungen zwischen der Europäischen Union einerseits und Grönland und dem 
Königreich Dänemarks andererseits wird der Rahmen für die Zusammenarbeit der Parteien 
für den Zeitraum 2014-2020 abgesteckt und der Beschluss des Rates 2006/526/EG, der sich 
auf den Zeitraum 2006-2013 erstreckte, ersetzt.

Die angesichts des großen Anteils der Ausfuhren von Fisch und Fischereierzeugnissen an der 
Handelsbilanz für Grönland überaus bedeutenden Fischereiangelegenheiten werden von 
diesen Beschlüssen des Rates nicht berührt, da sie durch ein besonderes partnerschaftliches 
Fischereiabkommen zwischen der EU und Grönland abgedeckt sind.

Der Berichterstatter begrüßt den vorliegenden Vorschlag der Kommission und bringt seine 
Hoffnung zum Ausdruck, dass der neue Beschluss des Rates, dem hauptsächlich der Wortlaut 
und die Errungenschaften des vorigen Beschlusses zugrunde liegen, zur Stärkung der 
gegenwärtigen hervorragenden Beziehungen zwischen der Europäischen Union einerseits und 
Grönland und dem Königreich Dänemark andererseits beiträgt.
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Mit dem Beschluss 2006/526/EG wurden Bildung und Ausbildung, mineralische Ressourcen, 
Energie, Tourismus und Kultur, Forschung und Lebensmittelsicherheit sowie Bereiche 
abgesteckt, auf die sich die Zusammenarbeit im Rahmen des Abkommens erstreckt. Der 
Beschluss war mit einem finanziellen Bezugsrahmen in Höhe von 175 Mio. EUR ausgestattet, 
die in Form von Budgethilfen bereitgestellt wurden. Auf der Grundlage dieses Beschlusses 
verabschiedeten die Autonome Regierung Grönlands und die Kommission ein 
Programmierungsdokument für die nachhaltige Entwicklung Grönlands, in dem Bildung und 
Ausbildung als Schwerpunkt der Zusammenarbeit in dem durch den Beschluss abgedeckten 
Zeitraum ermittelt wurden. Die finanzielle Unterstützung der Union kam folglich der 
Durchführung des grönländischen Bildungsprogramms (Greenland Education Programme) 
zugute, das in einer von der grönländischen Regierung erarbeiteten 14-jährigen Strategie 
(2006-2020) besteht, die in zwei Etappen gegliedert ist. Der Halbzeitbewertung des 
Assoziierungsabkommens von 2006 zufolge erfüllt das Bildungsprogramm seine Ziele in 
vollem Umfang, wie sich auch anhand der positiven Entwicklung einiger Indikatoren zeigt. 
Aus der Halbzeitbewertung geht außerdem hervor, dass das Bildungsprogramm zu einer 
nachhaltigen wirtschaftlichen Entwicklung und einer größeren wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit des Hoheitsgebiets beiträgt.

Dieser Rückblick auf die wichtigsten Bestandteile des Beschlusses 2006/526/EG, der durch
den vorliegenden Vorschlag für einen Beschluss ersetzt wird, ist der Schlüssel zum 
Verständnis eines der wichtigsten Aspekte, bei denen im vorliegenden Entwurf eines Berichts 
Änderungen vorgenommen werden sollen: Nach Auffassung des Berichterstatters liegt der 
Schwerpunkt des Vorschlags der Kommission für einen Beschluss übermäßig und sogar fast 
obsessiv auf der Exploration und Nutzung der natürlichen Ressourcen Grönlands, was aus 
Sicht der Berichterstatters nicht mit der zu wünschenden Neutralität des Dokuments in 
Einklang zu bringen ist, da schon in dem Vorschlag für einen Beschluss Folgendes 
festgehalten ist: „Die Maßnahmen der Zusammenarbeit werden in enger Abstimmung 
zwischen der Europäischen Kommission, der Regierung Grönlands und der Regierung 
Dänemarks beschlossen. Diese Abstimmung erfolgt in voller Übereinstimmung mit den 
institutionellen, rechtlichen und finanziellen Zuständigkeiten jedes Partners.“ In Artikel 4 
Absatz 1 wird weiter ausgeführt: „Im Rahmen der Partnerschaft übernimmt die Regierung 
Grönlands die Verantwortung für die Formulierung und Verabschiedung der 
sektorspezifischen Maßnahmen in den in Artikel 3 Absatz 2 festgelegten Bereichen der 
Zusammenarbeit.“ 

Aus diesem Grund, und in der Absicht, den neutralen Charakter des Vorschlags und die 
Entscheidungsfreiheit der staatlichen Stellen Grönlands zu der Frage, für welchen Bereich 
bzw. welche Bereiche der Zusammenarbeit finanzielle Unterstützung der EU gewährt werden 
soll, sicherzustellen, hat der Berichterstatter eine Reihe von Verweisen auf die Exploration 
und Nutzung der natürlichen Ressourcen gestrichen. In diesem Zusammenhang möchte der 
Berichterstatter auf die in der Halbzeitbewertung des Assoziierungsabkommens von 2006 
enthaltene, eindeutig positive Bewertung der Durchführung des Bildungsprogramms und 
einer Weiterführung des Programms bis zum Jahr 2020 verweisen. Der Berichterstatter ist der 
Ansicht, dass die finanzielle Unterstützung der EU weiterhin in erster Linie der Fortführung 
dieses Programms zugute kommen könnte, sofern die staatlichen Stellen Grönlands dies 
gutheißen.
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Außerdem möchte der Berichterstatter seiner persönlichen Meinung Ausdruck verleihen, der 
zufolge die finanzielle Unterstützung der EU für Programme der menschlichen und sozialen 
und nicht der wirtschaftlichen Entwicklung Grönlands verwendet werden sollte, da die 
außerordentlichen Entwicklungsmöglichkeiten im Bereich der Exploration und der Nutzung 
seiner natürlichen Ressourcen, wozu u. a. Gas und Erdöl zählen, zweifellos die benötigten 
Investitionen aus dem privaten Sektor oder Darlehen der Europäischen Investitionsbank 
anziehen werden, weshalb keine öffentlichen Gelder eingebracht werden müssen.

In diesem Zusammenhang möchte der Berichterstatter betonen, dass alle einschlägigen 
Vorsichtsmaßnahmen ergriffen werden müssen, damit die Nutzung der natürlichen 
Ressourcen Grönlands auf der Grundlage strenger Kriterien der ökologischen Nachhaltigkeit 
erfolgt und somit das bedrohte Ökosystem der Region geschützt wird.

O
O     O

Ein weiterer wichtiger Aspekt des Entwurfs eines Berichts hängt mit dem Ausschussverfahren 
zusammen. In dem Vorschlag der Kommission ist vorgesehen, dass das 
Programmierungsdokument für die nachhaltige Entwicklung Grönlands sowie jede weitere 
wesentliche Änderung der Strategie oder der Programmierung vom Rat gemäß dem in 
Artikel 291 AEUV festgelegten Verfahren der Durchführungsrechtsakte angenommen 
werden.

Mit dieser Vorgehensweise wollte die Kommission möglicherweise das Ausschussverfahren 
des Beschlusses 2006/526/EG des Rates, der dem Vertrag von Lissabon vorausging, 
sinngemäß auf den vorliegenden Vorschlag für einen Beschluss übertragen. Dies ist jedoch 
nicht mehr möglich.

Der Berichterstatter möchte betonen, dass das vormalige Komitologiesystem durch die 
Artikel 290 und 291 AEUV grundlegend umgestaltet wird. Er möchte außerdem darauf 
verweisen, dass alle Organe dem Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit unterliegen und dass die 
Frage, ob delegierte Rechtsakte nach Artikel 290 AEUV oder Durchführungsrechtsakte nach 
Artikel 291 AEUV erlassen werden, nicht nach politischem Gutdünken entschieden werden 
kann. Die Auswahl der verschiedenen Rechtsakte muss im Gegenteil anhand der in diesen 
Artikeln des Vertrages genannten Kriterien erfolgen, wobei es nach Auffassung des 
Berichterstatters offensichtlich ist, dass im Falle des vorliegenden Vorschlags für einen 
Beschluss die Bestimmungen unter Artikel 290 AEUV heranzuziehen sind, da der 
Kommission die Befugnis übertragen wird, Rechtsakte ohne Gesetzescharakter mit 
allgemeiner Geltung zur Ergänzung oder Änderung bestimmter nicht wesentlicher 
Bestandteile des gegenwärtigen Vorschlags für einen Beschluss zu erlassen. Aus diesem 
Grund hat der Berichterstatter eine Reihe von Änderungsanträgen eingebracht, wobei er 
eindeutig klarstellen möchte, dass die Durchführungsrechtsakte zum vorliegenden Beschluss 
in Form von delegierten Rechtsakten erlassen werden müssen, da die in Artikel 290 AEUV 
genannten Kriterien erfüllt sind.

Der Berichterstatter möchte den Rat darauf hinweisen, dass die Entscheidung für ein 
Ausschussverfahren, das nicht in Einklang mit dem AEUV steht, die Einreichung einer 
Nichtigkeitsklage beim Gerichtshof der Europäischen Union zur Folge haben kann, der, 
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sofern er der Klage stattgibt, nicht nur die Nichtigkeit des fraglichen Rechtsinstruments, 
sondern auch der Umsetzungsinstrumente, die die Kommission nach diesem Rechtsinstrument 
erlassen haben kann, feststellen würde. Gleichzeitig möchte der Berichterstatter die 
Kommission als Hüterin der Verträge auf ihre Verantwortung in diesem Bereich aufmerksam 
machen.

Zusammen mit der Frage nach dem geeigneten Ausschussverfahren muss die Frage der 
Einbindung des Parlaments in dieses Verfahren aufgeworfen werden. Der Berichterstatter ist 
sich dessen bewusst, dass es sich um einen Rechtsakt handelt, der ausschließlich vom Rat 
ausgeht und zu dem das Parlament lediglich konsultiert wird. Trotzdem ist der Berichterstatter 
der Auffassung, dass die mangelnde Beteiligung des Parlaments im Falle eines Widerrufs der 
Übertragung oder im Falle von Einwänden gegen einen Vorschlag für einen delegierten 
Rechtsakt so ausgelegt werden könnte, dass das Parlament sein Recht, konsultiert zu werden, 
nicht wahrgenommen hat oder dass der in Artikel 13 Absatz 2 des Vertrags über die 
Europäische Union niedergelegte Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit zwischen den 
Organen nicht eingehalten wurde. Aus diesem Grund hat der Berichterstatter in dem 
Bewusstsein, dass es in ähnlich gelagerten Verfahren Präzedenzfälle gibt, eine Reihe von 
Änderungsanträgen eingebracht, damit das Parlament angemessen unterrichtet wird und 
reagieren kann, sofern ein Widerruf der Übertragung oder die Unterbreitung eines Vorschlags 
für einen delegierten Rechtsakt beabsichtigt ist, oder wenn der Rat gegebenenfalls Einwände 
gegen diesen Vorschlag erheben will.


